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Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachung vom 08.01.2009 
 
Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner 
Sitzung am 10.12.2008 im Rahmen eines 
ergänzenden Verfahrens zur Behebung von 
Fehlern den Bebauungsplan 269 - Lang-
wahn - gemäß § 10 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. l. S. 2414) in 
der zurzeit geltenden Fassung i.V.m. §§ 7 
und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NRW. S. 666) in der zurzeit gel-
tenden Fassung als Satzung mit Inkrafttre-
ten (rückwirkend) zum 18.01.2007 gemäß 
§214 (4) BauGB beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Stadtmitte. 
Die Abgrenzung ergibt sich aus dem nach-
stehend abgedruckten Kartenausschnitt. 

 
(Auszug aus der DGK 5. Dieser Plan ist urheberrechtlich ge-
schützt.) 

Entsprechend § 10 BauGB liegt der Bebau-
ungsplan 269 - Langwahn - als Satzung mit 
der Begründung sowie der zusammenfas-
senden Erklärung ab sofort in der Abteilung 
für Planung und Entwicklung der Stadt 
Eschweiler, 52249 Eschweiler, Johannes-
Rau-Platz 1, 4. Obergeschoss, Zimmer 
447a dauernd während der Dienststunden 
zur Einsichtnahme bereit. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebau-
ungsplan 269 - Langwahn - gemäß §214 (4) 
BauGB rückwirkend zum 18.01.2007 in Kraft. 

Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 
214 und 215 BauGB. Danach sind eine nach § 
214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften und nach § 214 
Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplanes 269 - Langwahn -
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintre-
tenden Vermögensnachteilen sowie über die 
Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit Ver-
kündung dieser Satzung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung 
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Stadt Eschweiler vorher 
gerügt worden und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Eschweiler, 08.01.2009 

 
Schulze 
Erster und Technischer Beigeordneter 
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Bezirksregierung Köln 
Dez. 33 – Ländliche Entwicklung, Boden-
ordnung 
 
Flurbereinigung Kirchberg 
Az.: 33.05.01 – 11 93 2 – 
 
Aachen, den 12.12.2008 
Dienstgebäude Aachen 
Robert-Schuman-Str. 51 
52066 Aachen 
 
 
Feststellung der Ergebnisse der Werter-

mittlung 
 
In dem Flurbereinigungsverfahren Kirch-
berg, Kreise Aachen und Düren, werden 
hiermit gemäß § 32 des Flurbereinigungs-
gesetzes -FlurbG- in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 
546), zuletzt geändert durch das Jahres-
steuergesetz vom 20.12.2007 (BGBl. I S. 
3150), die Ergebnisse der Wertermittlung so 
festgestellt, wie sie ausgelegen haben und 
in dem Anhörungstermin am 21.11.2008 
erläutert wurden. 
 

Gründe  
 
Die Feststellung der Ergebnisse der Wert-
ermittlung ist gemäß § 32 FlurbG zulässig 
und gerechtfertigt. 
 
Die dem Flurbereinigungsverfahren unter-
liegenden Grundstücke sind nach Maßgabe 
der §§ 27 ff. FlurbG bewertet worden. Die 
grundbuchmäßigen Eigentümer wurden 
darüber hinaus über die vorgenommene 
Bewertung ihrer Grundstücke durch Über-
sendung eines Einlagenachweises unter-
richtet. Anläßlich von Einzelterminen stan-
den Bedienstete der Bezirksregierung Köln, 
Dezernat 33, zur Erteilung von Auskünften 
zur Verfügung. Die Ergebnisse der Werter-
mittlung der Grundstücke sind in dem Anhö-
rungstermin am 21.11.2008 erläutert wor-
den. 
 
Die Beteiligten hatten Gelegenheit, Einwen-
dungen gegen die Bewertung vorzubringen. 
Einwendungen gegen die Wertermittlung 
wurden nicht erhoben. 
 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die Feststellung der Ergebnisse der 
Wertermittlung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe unter Angabe des Aktenzei-
chens – 33.05.01 – 11 93 2 –  Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim  
 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-

rhein-Westfalen 
-9a Senat (Flurbereinigungsgericht)- 

Aegidikirchplatz 5, 48143 Münster 
 
schriftlich zu erheben.  
 
Falls die Klagefrist durch das Verschulden ei-
nes von Ihnen Bevollmächtigten versäumt wer-
den sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen 
zugerechnet werden. 
 
Es wird empfohlen, der Klageschrift zwei 
Durchschriften beizufügen. 
 
Im Auftrag 

                                                                                     
gez. Fehres                                                                                     
(Fehres) 
 
 
 
3 
 
 

Bekanntmachung 
 
 
Mit Wirkung vom 31.12.2008 ist das 
 

Ratsmitglied Herr Franz-Josef Dittrich 
Christlich Demokratische Union 

- CDU - 
 
aus dem Rat der Stadt Eschweiler ausgeschie-
den. 
 
Gemäß § 45 Kommunalwahlgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV NW S. 454), habe ich 
 

Herrn Johannes Brosius, 
Dürener Straße 403,  
52249 Eschweiler, 
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aus der Reserveliste der Christlich Demo-
kratischen Union (CDU) als Nachfolger fest-
gestellt. 
 
Gegen diese Feststellung können 
 
- jeder Wahlberechtigte des Wahl-
 gebietes, 
- die für das Wahlgebiet zuständige 
 Leitung der Parteien und Wähler-
 gruppen, die an der Wahl teilgenom-
 men haben sowie 
- die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe 
Einspruch erheben. Der Einspruch ist beim 
Wahlleiter, Bürgermeister in Eschweiler, 
52249 Eschweiler, Johannes-Rau-Platz 1, 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur 
Niederschrift zu erklären. 
 
 
Eschweiler,   06.01.2009 
 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
 
Bertram 
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Satzung  
 für das Jugendamt der Stadt Eschweiler 

vom 19.12.2008 
 

Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner Sitzung am 10.12.2008 aufgrund der §§ 69 ff. Sozi-
algesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII)  - Kinder- und Jugendhilfe -  in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134),  geändert durch  Art. 2 Abs. 23  des Geset-
zes vom 19.02.2007 (BGBl. I S. 122), in Verbindung mit § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes  - AG KJHG -  vom 12.12.1990 (GV. NRW S. 
664), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.10.2007 (GV NRW S. 462) und des § 7 Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - GO NRW -  in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.2008 (GV. 
NRW S. 514), folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Das Jugendamt 
 

§ 1 
Aufbau 

 
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwaltung des Jugendamtes.  
 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des Achten Buches des Sozialgesetzbuches –SGB VIII,  
Kinder- und Jugendhilfe, der dazu erlassenen Ausführungsgesetze und dieser Satzung für 
alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet der Stadt Eschweiler zuständig. 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1)  Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der 

Jugendhilfe. Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stärkung 
und Erhaltung der Erziehungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öffentli-
chen Jugendhilfe im Vordergrund stehen.  

 
(2) Das Jugendamt soll sich im Rahmen seiner Gesamtverantwortung um eine enge Zu-

sammenarbeit mit den Trägern der freien Jugendhilfe und allen behördlichen Stellen be-
mühen, die sich mit Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen und jungen Menschen 
sowie der Familie befassen. Es hat dabei die Selbständigkeit der freien Träger in Zielset-
zung und Durchführung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisa-
tionsstruktur zu achten. 

 
II. Der Jugendhilfeausschuss 

 
§ 4 

Mitglieder 
 

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und darüber hinaus  
beratende Mitglieder nach Abs. 3 an.  
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 (2) Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Ziff. 1 KJHG  

(Mitglieder der Vertretungskörperschaft oder von ihr gewählte Frauen und  
Männer, die in der Jugendhilfe erfahren sind) beträgt  9 und die Zahl der Mitglieder nach 
§ 71 Abs. 1 Ziff. 2 KJHG, die von den im Bereich des Jugendamtes wirkenden und aner-
kannten freien Trägern vorgeschlagen sind, beträgt  6. Die stimmberechtigten Mitglieder 
werden vom Rat gewählt. Für jedes stimmberechtigte  Mitglied ist eine persönliche Stell-
vertreterin/ein persönlicher Stellvertreter zu wählen. Das Wahlverfahren richtet sich nach 
dem 1. Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes NRW (AG-KJHG 
NRW), der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) und der Geschäftsordnung des Rates 
der Stadt Eschweiler. 
 

(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeausschuss an:  
 

a)  die Hauptverwaltungsbeamtin/der Hauptverwaltungsbeamte oder eine/ein von 
ihr/ihm bestellte/bestellter Vertreterin/Vertreter,  

 
b)  die Leiterin/der Leiter des Jugendamtes oder Vertreterin/Vertreter,  
 
c)  eine Richterin/ein Richter des Vormundschaftsgerichtes oder des Familiengerich-

tes oder eine Jugendrichterin/ein Jugendrichter, die/der von der Präsidentin/dem 
Präsidenten des Landgerichts Aachen bestellt wird, 

         
 d)  eine Vertreterin/ein Vertreter der  zuständigen Arbeitsverwaltung,  
 

e)  eine Vertreterin/ein Vertreter der Schulen, die/der von der Regierungspräsiden-
tin/dem Regierungspräsidenten Köln bestellt wird, 

 
f)   eine Vertreterin/ein Vertreter der Polizei, die/der von der Polizeipräsidentin/dem 

Polizeipräsidenten Aachen bestellt wird,  
 

g)  je eine Vertreterin/ein Vertreter der Katholischen Kirche und der Evangelischen 
Kirche, die/der von der zuständigen Stelle der Religionsgemeinschaft bestellt wird,  

 
 h)  eine Ärztin/ein Arzt des zuständigen Gesundheitsamtes. 
      

Für die Mitglieder c) bis h) ist je eine persönliche Vertreterin/ein persönlicher Vertreter zu 
bestellen. 
 

§ 5 
Teilnahme weiterer Personen 

 
An den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses nehmen  bedarfsbezogen  Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter des Jugendamtes  teil. 

 
§ 6 

Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 
 

(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit den Aufgaben der Jugendhilfe. Er beschließt 
im Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und der vom Rat gefass-
ten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 
  
Er soll vor jeder Beschlussfassung des Rates in Fragen der Jugendhilfe gehört werden. 
Er hat das Recht, an den Rat Anträge zu stellen.  
 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben: 
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1. die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für  
 

a)  die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe,  
 

b)  die Festsetzung der Leistungen oder Hilfe zur Erziehung, soweit diese 
nicht durch Landesrecht geregelt sind,  

 
 2. die Entscheidung über 
 

a)    die Jugendhilfeplanung im Rahmen der durch den Rat bereitgestellten 
Haushaltsmittel, 

 
b)    die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe, 

 
c)    die öffentliche Anerkennung nach § 75  KJHG  in Verbindung mit § 25  1. 

AG-KJHG NRW, 
 

d)     die Entwicklung von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren 
nach § 16 KiBiz  

          
   e)    die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen,  
 

3. die Vorberatung 
 

a)  des Haushalts für den Bereich der Jugendhilfe,  
b) des Bedarfsplans für Tageseinrichtungen für Kinder gem. §§ 79 u. 80 

KJHG (i.V.m. §§ 18 Abs. 2 und 21 Abs. 6 Kinderbildungsgesetz –
KiBiz) 

 
4.    Anhörung vor der Berufung der Leiterin/des Leiters der Verwaltung des Jugend-

amtes. 
 

§ 7 
Unterausschüsse 

 
Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Arbeitsgruppen ohne Entschei-
dungsbefugnisse gebildet werden. Die Mitglieder der Arbeitsgruppen werden vom Stadtrat ge-
wählt.  
Die Wahl der/des Vorsitzenden und der/des stellvertretenden Vorsitzenden erfolgt aus der Mitte 
der Arbeitsgruppe.  
 

III. Die Verwaltung des Jugendamtes 
 

§ 8 
Eingliederung 

 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine selbständige Organisationseinheit (Amt) innerhalb 
der Stadtverwaltung.  

 
IV. Schlussbestimmungen 

 
§ 9 

Inkrafttreten  
 

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
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Die Satzung des Jugendamtes der Stadt Eschweiler vom 15.06.1994 tritt gleichzeitig außer 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die  Satzung für das Jugendamt der Stadt Eschweiler  wird  hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit Verkün-
dung dieser Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Eschweiler, den  19.12.2008 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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1. Nachtragssatzung  
vom 19.12.2008 

 
zur Satzung der Stadt Eschweiler über die Inanspruchnahme von Angeboten in der Kin-
dertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme 
von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege -
Kinderfördersatzung- (Kfs) vom 13.05.2008 
 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO-NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S 666/SGV. NRW  S.2023), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.08 (GV.NRW.S 514) i.V. m. §§ 23, 24, 90 Achtes 
Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe -, SGB VIII, neu gefasst durch Bekanntma-
chung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134),  geändert  durch Art. 2 Abs. 23 des Gesetzes vom 
19.02.2007 (BGBl. I S 122), sowie der §§ 4, 17 und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz -KiBiz-) vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462) hat 
der Rat der Stadt Eschweiler in seiner Sitzung am 10.12.2008 nachfolgende 1. Nachtragssat-
zung beschlossen: 
 

 
§ 1 

 
Die Anlage zu § 15 Abs. 3 der Satzung erhält folgende Fassung: 
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Elternbeitragstabelle 01.08.2009 
    
 Stundenbudget 
Jahreseinkommen25 Std. 35 Std. 45 Std. 
 bis 18.000,00 €              -   €             -   €              -   €  
 bis 25.000,00 €         25,00 €        28,00 €         48,00 €  
 bis 37.000,00 €         42,00 €        47,00 €         80,00 €  
 bis 49.000,00 €         70,00 €        78,00 €        131,00 € 
 bis 62.000,00 €       109,00 €      122,00 €        201,00 € 
 bis 73.000,00 €       144,00 €      162,00 €        265,00 € 
 über 73.000,00 €       189,00 €      210,00 €        343,00 € 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten  

 
Die 1. Nachtragssatzung tritt am 01.08.2009 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung zur  Satzung der Stadt Eschweiler über die Inanspruch-
nahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im 
Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege – Kinderfördersatzung – (Kfs) vom 13.05.2008 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit Verkün-
dung dieser Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 

 
 
Eschweiler, den  19.12.2008 
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse 
in den Monaten Januar bis März 2009 
 
 
Mittwoch, 28.01.2009, 17.30 Uhr, 
  Haupt- und Finanzausschuss, 
  Rathaus, Ratssaal 
 
Donnerstag, 29.01.2009, 17.30 Uhr, 
 Planungs-, Umwelt- und 
 Bauausschuss, 
 Rathaus, Ratssaal 
 
Mittwoch, 04.02.2009, 17.30 Uhr, 
 Stadtrat, 
 Rathaus, Ratssaal 
 
Donnerstag,  12.02.2009, 17.30 Uhr, 
 Integrationsrat, 
 Rathaus, Raum 7 
 
Dienstag,  10.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Behindertenbeirat, 
 Rathaus, Raum 8 
 
Mittwoch,  11.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Rechungsprüfungsausschuss, 
 Rathaus, Raum 7 
 - nichtöffentlich – 
 
Donnerstag,  12.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Jugendhilfeausschuss, 
 Rathaus, Ratssaal 
 
Dienstag,  17.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Sozial- und Seniorenausschuss, 
 Rathaus, Raum 7 
 
Mittwoch,  18.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Schulausschuss, 
 Rathaus, Ratssaal 
 
Mittwoch,  25.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Haupt- und Finanzausschuss, 
 Rathaus, Ratssaal 
 
Donnerstag,  26.03.2009, 17.30 Uhr, 
 Stadtrat, 
 Rathaus, Ratssaal 
 
- Änderungen vorbehalten - 
 


